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Rahmenprüfungsordnung für die Masterstudiengänge  

in der Hochschule Hamm-Lippstadt 
vom  26.11.2012 in der Fassung vom 24.03.2014 

 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 Absatz 1 

des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 

Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt geän-

dert durch das Gesundheitsfachhochschulgesetz 

vom 08. Oktober 2009 (GV. NW S. 516) sowie auf-

grund Artikel 1 § 2 des Fachhochschulausbaugeset-

zes vom 21. April 2009 (GV. NW S. 255), hat die 

Hochschule Hamm-Lippstadt die folgende Rahmen-

prüfungsordnung für Masterstudiengänge erlassen: 

 

§ 1 Geltungsbereich der Rahmenprüfungsordnung 

 

(1) Diese Rahmenprüfungsordnung (RPO) gilt für die 

Masterstudiengänge in der Hochschule Hamm-

Lippstadt. 

 

(2) Die Rahmenprüfungsordnung gilt nicht für die Studi-

engänge, für die im Modellversuch eigenständige Prü-

fungsordnungen erlassen werden. In den entspre-

chenden Prüfungsordnungen ist darauf hinzuweisen. 

 

§ 2 Prüfungsordnungen, Modulbeschreibungen 

 

(1) Für die einzelnen Studiengänge sind nach Maßgabe 

dieser Rahmenprüfungsordnung (RPO) Fachprü-

fungsordnungen (FPO) zu erstellen. Diese regeln ge-

mäß § 64 Abs. 2 HG insbesondere: 

1. das Ziel des Studiums und den Zweck der Prü-

fungen, 

2. die Regelstudienzeit, den Umfang der erfolgreich 

zu absolvierenden Module und ggf. die Zeit, bis 

zu der Prüfungen abzulegen sind, 

3. die Voraussetzungen für den Zugang zum Studi-

um, die Zulassung zu den Prüfungen sowie zu 

den in den Studiengang integrierten Auslands- 

und Praxissemestern sowie zu anderen berufs-

praktischen Studienphasen, 

4. die Prüfungsanforderungen, insbesondere die 

Prüfungselemente und ihre Gewichtung, 

5. den nach den bestandenen Prüfungen zu verlei-

henden Hochschulgrad, 

6. den Studienverlauf anhand eines Studienplans 

als Anlage. 

(2) Die Modulbeschreibungen (mit Lernergebnissen, 

Inhalt, Umfang, Lehr- und Lernformen, Einzelheiten zu 

Form, Art und Umfang der Prüfungen) werden vom 

Departmentrat erstellt und werden im Modulhandbuch 

in elektronischer Form dokumentiert. 

(3) Werden Fachprüfungsordnungen geändert und gelten 

diese nur für Studierende, die ihr Studium in Zukunft 

aufnehmen, so beenden bereits eingeschriebene Stu-

dierende ihr Studium nach der für sie geltenden Fach-

prüfungsordnung, es sei denn, sie beantragen die An-

wendung der neuen Fachprüfungsordnung. Der Antrag 

auf Anwendung dieser Prüfungsordnung ist unwider-

ruflich. Nach Ablauf der eineinhalbfachen Regelstudi-

enzeit eines jeden Studiengangs seit Inkrafttreten der 

geänderten Fachprüfungsordnung wechseln die be-

reits eingeschriebenen Studierenden zur aktuellsten 

Fachprüfungsordnung ihres Studiengangs. Ihr An-

spruch auf Beendigung des Studiums nach der ur-

sprünglich für sie geltenden Ordnung erlischt.  

 

§ 3 Module  

 

(1) Studiengänge bestehen aus Modulen. Module sind 

thematisch und zeitlich abgerundete, in sich abge-

schlossene und mit Leistungspunkten versehene, ab-

prüfbare eigenständige Qualifikationseinheiten, die in 

der Regel mehrere Stoffgebiete zusammenfassen. Sie 

können sich aus verschiedenen Lehr- und Lernformen 

zusammensetzen. Ein Modul besteht im Bereich von 

Präsenzveranstaltungen an der Hochschule in der 

Regel aus mehreren Teilen (z. B. Vorlesung, Übung 

und Projekt). Im Bereich der beruflichen Praxis absol-

vierbare Module beinhalten üblicherweise praxisnahe 

Aufgabenstellungen, die innerhalb oder außerhalb der 

Hochschule durchgeführt werden können. Ein Modul 

und alle seine Bestandteile sollen in einem Semester 

stattfinden. Ausnahmen hiervon sind vom Prüfungs-

ausschuss zu genehmigen. Module werden mit dem 

Bestehen einer Modulprüfung abgeschlossen, auf de-

ren Grundlage Noten und Leistungspunkte vergeben 

werden.  

 

(2) Ein Modul kann aus Submodulen bestehen. Submo-

dule sind thematisch und zeitlich abgerundete, in sich 

abgeschlossene und abgrenzbare Untereinheiten ei-

nes Moduls und als solche im Modulhandbuch aus-

zuweisen.  
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(3) Die Hochschule Hamm-Lippstadt erstellt auf der 

Grundlage der jeweiligen Fachprüfungsordnung ein 

Modulhandbuch, welches Auskunft gibt über Bestand-

teile, Umfang, Inhalt, Ziele und ggf. Submodule aller 

Module und über die notwendigen Vorkenntnisse. Das 

Modulhandbuch enthält weiterhin einen Studienplan 

für den Studiengang.  

Das Modulhandbuch wird vor Beginn  eines akademi-

schen Jahres vom Departmentrat verabschiedet. Es 

ist unmittelbar nach seiner Verabschiedung zu veröf-

fentlichen und gilt als verbindlich für ein Jahr (Sep-

tember bis August).  

 

§ 4 Prüfungen 

 

(1) Ein Modul schließt mit einer Prüfung ab. Eine Mo-

dulprüfung bzw. eine Submodulprüfung kann aus ei-

ner einzelnen Abschlussprüfung oder aus mehreren 

Modulteilprüfungen im Prüfungszeitraum des Semes-

ters gemäß § 10 Absatz 3 oder aus mehreren Modul-

teilprüfungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten wäh-

rend des Semesters bestehen.  

 

(2) Die Modulprüfung findet grundsätzlich im gleichen 

Semester wie das Modul statt. In jedem Fall müssen 

die Modulteilprüfungen als Einzelleistungen bewertbar 

sein. Das jeweilige Modulhandbuch regelt die Prü-

fungsformen und -modalitäten aller Modulabschluss- 

und Modulteilprüfungen sowie die Gewichtung der 

Modulteilprüfungen bei der Bildung der Modulnote. 

Die Gewichtung der Submodule innerhalb eines Mo-

duls wird in der jeweiligen Fachprüfungsordnung fest-

gelegt. 

 
(3) Die Masterprüfung besteht aus den für den jeweiligen 

Studiengang erforderlichen  Modulprüfungen und aus 

der Masterarbeit.  

 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die den Modu-

len zugeordneten Stoffgebiete.  

 

(5) Die Bewertung eines Moduls ist den Studierenden 

spätestens sechs Wochen nach der letzten Modulteil-

prüfung oder der Abschlussprüfung des Moduls mitzu-

teilen. Die Mitteilung erfolgt durch Bekanntgabe im 

elektronischen Campus-Management-System unter 

Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmun-

gen.  

 
§ 5 Prüfungsformen 

(1) Als Prüfungsleistungen werden unterschieden:  

a) Klausuren 

Die Dauer einer Klausurarbeit beträgt zwischen 

einer und vier Zeitstunden. Eine Mitwirkung wis-

senschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

bei der Korrektur ist zulässig.  

 

b) Klausuren nach dem Antwort-Wahl-Verfahren 

Klausuren können ganz oder zum Teil im Ant-

wort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden. Von 

der Prüferin oder von dem Prüfer ist vor dem Prü-

fungstermin festzulegen, welche Antworten zu-

treffend sind und welche Modalitäten bei der 

Punktvergabe gelten. Enthält die Klausur zu ei-

nem nicht nur geringen Teil Aufgaben nach dem 

Antwort-Wahl-Verfahren, sind außerdem die Ge-

wichte der einzelnen Teile festzulegen. Die Kor-

rektur kann mit Hilfe eines optischen Markie-

rungslesers erfolgen. Im Übrigen gilt a) entspre-

chend. 

 

c) Mündliche Prüfungsleistungen 

Sie werden vor einem bzw. einer oder mehreren 

Prüfenden in Gegenwart einer bzw. eines sach-

kundigen Beisitzenden (§ 12) als Gruppenprüfun-

gen oder als Einzelprüfungen abgelegt. Bei einer 

Prüfung durch mehrere Prüfende wird jede Kan-

didatin und jeder Kandidat fachbezogen in glei-

chen Zeitabschnitten grundsätzlich nur von einer 

bzw. einem Prüfenden pro Zeitabschnitt geprüft. 

Vor der Festsetzung der Note gemäß § 16 sind 

die anderen Prüfenden und/ oder die bzw. der 

Beisitzende zu hören. Mündliche Prüfungen dau-

ern je Kandidatin und Kandidat mindestens 15 

und höchstens 45 Minuten. Ihre Dauer soll sich 

am zugrunde liegenden studentischen Arbeits-

aufwand orientieren. Die wesentlichen Gegen-

stände und Ergebnisse einer mündlichen Prüfung 

sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergeb-

nis der Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kan-

didaten im Anschluss an die Prüfung bekannt zu 

geben. Studierende, die sich in einem späteren 

Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen 

wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen 

Verhältnisse als Zuhörerinnen und Zuhörer zuge-

lassen, sofern nicht eine Kandidatin oder ein 

Kandidat bzw. der Prüfer widerspricht. Die Zulas-

sung erstreckt sich nicht auf die Beratung und 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 
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d) Prüfungsleistungen im Rahmen von Projekten 

Hierzu zählen Projekt- und Praxisbericht, Ent-

wicklung von IT-Komponenten (z.B. Computer-

software oder -hardware), Entwicklung von IT-

basierten Trainingskonzepten, Entwicklung mul-

timedialer Präsentationen oder Analyse und In-

terpretation statistischen Datenmaterials und ähn-

liche, zeitraumbezogene Leistungen.  

 

e) Prüfungsleistungen im Rahmen der Veranstal-

tungsform Übung, Praktikum und Seminar 

Eine Übung, ein Praktikum bzw. ein Seminar be-

steht aus einer vom verantwortlichen Dozenten 

vorgegebenen Folge von Aufgaben, die jeweils 

bis zu einer festgesetzten Frist selbständig zu 

bearbeiten sind. Dies kann bspw. die schriftliche 

und/oder mündliche Bearbeitung von Aufgaben 

einschließlich der Diskussion in der Gruppe, die 

Durchführung experimenteller Arbeiten ein-

schließlich schriftlicher und/oder mündlicher Er-

gebnisauswertung und –diskussion bzw. die 

mündliche und/oder schriftliche Auseinanderset-

zung mit einem Fachthema samt Diskurs und Er-

örterung in der Gruppe bedeuten. Die Prüfungs-

leistungen sind dabei im Verlaufe des gesamten 

Moduls bzw. Submoduls zu erbringen, das Quali-

fikationsziel kann nur durch die Teilnahme an den 

einzelnen, sich über einen längeren Zeitraum er-

streckenden Prüfungsleistungen erbracht werden.  

 

f) Hausarbeiten 

Eine Hausarbeit ist die eigenständige Bearbei-

tung eines vorgegebenen Themas oder Prob-

lems. Hierzu zählen insbesondere die Informa-

tions- und Materialrecherche, die Strukturierung 

der Inhalte, das Anfertigen einer Gliederung und 

die Ausarbeitung eines schriftlichen Manuskripts 

gemäß der bei wissenschaftlichen Arbeiten übli-

chen Form.  

 

g) Präsentationen 

Eine Präsentation ist die Darstellung eines vor-

gegebenen Themas unter zu Hilfenahme geeig-

neter Mittel im Rahmen eines mündlichen Vor-

trags.  

 

(1) Für die Prüfungen und deren Wiederholung können 

unterschiedliche Formen vorgesehen werden. 

 

(2) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein 

ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen 

länger andauernder oder ständiger körperlicher Be-

hinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 

teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat 

die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

dafür zu sorgen, dass der Kandidatin oder dem Kan-

didaten innerhalb des Prüfungszeitraums Gelegenheit 

geboten wird, so weit wie möglich gleichwertige Prü-

fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 

 

§ 6 Meldung zu Modulen und Prüfungen 

 

(1) Zur Teilnahme an einem Pflicht – oder Wahlpflichtmo-

dul bzw. dessen Wiederholung ist eine aktive Meldung 

durch die Studierenden erforderlich. Die Meldung zum 

Modul ist gleichzeitig die Meldung zu der entspre-

chenden Modulprüfung. Die Meldung zu einer Wie-

derholungsprüfung kann unabhängig davon erfolgen, 

ob die Kandidatin oder der Kandidat am regulären 

Prüfungstermin teilgenommen hat oder nicht. 

(2) Die Meldungen zu einem Modul und zu einer Wieder-

holungsprüfung zu einem Modul erfolgen grundsätz-

lich in festgesetzten Zeiträumen. Zu einem im Som-

mersemester angebotenen Modul oder einer Mo-

dulprüfung erfolgt die Anmeldung in der Zeit vom 01. 

März bis zum 30. März, zu einem im Wintersemester 

angebotenen Modul oder einer Modulprüfung in der 

Zeit vom 01. September bis zum 30.September.  

(3) Beurlaubte Studierende sind  nicht berechtigt, Leis-

tungsnachweise, Teilnahmevoraussetzungen oder 

Leistungspunkte zu erwerben oder Prüfungen abzu-

legen, es sei denn, es handelt sich um die Wiederho-

lung nicht bestandener Prüfungen oder den Erwerb 

von Leistungspunkten oder Teilnahmevoraussetzun-

gen, die Folge eines Auslands- oder Praxissemesters 

sind, für das beurlaubt worden ist. 

 

(4) Jeweils bis spätestens eine Woche vor Beginn des 

Prüfungszeitraums gemäß § 10 Absatz 2 kann die 

Meldung zu einem Modul oder einem Submodul ohne 

Angabe von Gründen zurückgezogen werden. 
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§ 7 Leistungspunkte 

 

(1) Für die Gewichtung, Zählung und Anrechnung von 

Prüfungsleistungen werden Leistungspunkte gemäß 

des European Credit Transfer System (ECTS) ver-

wendet. Ein Leistungspunkt (LP) nach Maßgabe die-

ser Rahmenprüfungsordnung entspricht einem Punkt 

im Sinne des ECTS. Ein Leistungspunkt entspricht ei-

nem Arbeitsvolumen von durchschnittlich 30 Zeitstun-

den. Leistungspunkte werden vergeben, sobald eine 

Modulprüfung bzw. die Masterarbeit mit ausreichend 

(4,0) oder besser bewertet wurde.  

 

(2) In jedem Modul hat die bzw. der Modulverantwortliche 

dafür Sorge zu tragen, dass mit einer Arbeits-

belastung von durchschnittlich 30 Zeitstunden pro 

Leistungspunkt das Modul mit der ihm zugeordneten 

Modulprüfung erfolgreich absolviert werden kann. Die 

Arbeitsbelastung im Vollzeitstudium sollte pro Semes-

ter in der Vorlesungs- und vorlesungsfreien Zeit ma-

ximal 900 Stunden bei einer durchschnittlichen Wo-

chenarbeitsbelastung von maximal 39 Stunden betra-

gen. 

 

(3) Für jede zur Masterprüfung zugelassene Kandidatin 

bzw. für jeden zur Masterprüfung zugelassenen Kan-

didaten wird ein Leistungspunktekonto im Campus 

Office geführt. Nach Abschluss der Korrekturen aller 

Prüfungsleistungen in einem Modul wird Auskunft 

über den Stand der erbrachten Leistungen erteilt. Im 

Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten kann 

die Kandidatin bzw. der Kandidat jederzeit formlos in 

den Stand ihres bzw. seines Kontos Einblick nehmen. 

 

§ 8 Anerkennung und Beschränkungen von Leistungs-

punkten 

 

(1) Ist ein Modul erfolgreich abgeschlossen und mit min-

destens ausreichend (4,0) bewertet, werden für die-

ses Modul Leistungspunkte gutgeschrieben. Für Mo-

dulteilprüfungen werden keine Leistungspunkte gut-

geschrieben.  

 

(2) Aus Modulprüfungen können Leistungspunkte nur 

erworben werden, wenn das Modul gemäß Studien-

plan Bestandteil des entsprechenden Masterstudien-

gangs ist.  

 

(3) Sobald die maximale Anzahl an Leistungspunkten im 

Rahmen der jeweiligen Masterprüfung erreicht ist, 

können keine weiteren Leistungspunkte aus den ge-

mäß Studienplan zu absolvierenden Modulen erwor-

ben werden. 

 

§ 9 Wiederholungsmöglichkeiten  

 

(1) Wird eine Modulprüfung mit schlechter als ausrei-

chend (4,0) bewertet, so kann  

 

a. das gleiche Modul mit der dazugehörigen Mo-

dulprüfung zweimal wiederholt werden. Um zu ei-

ner nicht bestandenen Modulprüfung zum wie-

derholten Mal anzutreten, ist eine erneute Mel-

dung zu dem Modul erforderlich. Wird ein Modul 

zum dritten Mal mit schlechter als ausreichend 

(4,0) bewertet, so ist das Modul endgültig nicht 

bestanden und kann nicht mehr wiederholt wer-

den.  

b. die Kandidatin oder der Kandidat im Rahmen der 

gegebenen Wahlmöglichkeiten (Wahlpflichtmodu-

le) ein alternatives Modul belegen. Diese Mög-

lichkeit wird nur für den Fall eingeräumt, dass 

noch kein endgültiges Nichtbestehen eines Mo-

duls gemäß a) vorliegt.   

 

(2) Die Wiederholung oder Nachbesserung einer bestan-

denen Modul- bzw. Submodulprüfung ist nicht zuläs-

sig. 

 

(3) Wird eine Modul- bzw. eine Submodulprüfung mit 

mindestens ausreichend (4,0) bewertet, können ein-

zelne Modulteilprüfungen weder wiederholt noch 

nachgebessert werden. Wird eine Modulteilprüfung in 

diesem Fall mit schlechter als ausreichend (4,0) be-

wertet, findet eine Kompensation durch die gewichtete 

Einbeziehung aller Einzelnoten in dem Modul bzw. 

dem Submodul  bei der Bildung der Modulno-

te/Submodulnote statt. Wird eine Modulprüfung mit 

schlechter als ausreichend (4,0) bewertet, werden be-

standene Submodulprüfungen im Sinne des § 3 Ab-

satz 2 bei der Wiederholungsprüfung angerechnet, 

sofern eine Anrechnung nach Art und Zusammenset-

zung der Wiederholungsprüfung möglich ist.  

§ 5 Absatz 2 bleibt hiervon unberührt.  

 

(4) Ist die Teilnahme an einer Modul- bzw. Modulteilprü-

fung wegen Krankheit oder aus einem anderen wich-

tigen Grund nicht möglich, dann kann 

 

a. die Kandidatin oder der Kandidat auf Antrag beim 

Campus Office von dem Modul zurücktreten. Die 
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Anmeldung zu dem Modul gilt dann als nicht vor-

genommen. Hinsichtlich bereits absolvierter Mo-

dulteilprüfungen gilt § 9 Absatz 3 entsprechend.  

b. der Prüfungsausschuss in Absprache mit der 

bzw. dem verantwortlichen Lehrenden im Einzel-

fall die Möglichkeit organisieren, das Modul abzu-

schließen. Diese Möglichkeit soll insbesondere 

dann organisiert werden, wenn die Kandidatin 

oder der Kandidat bereits die Hälfte oder mehr 

der in dem Modul geforderten Leistungen er-

bracht hat. Die Gewichte der Modulteilprüfungen 

sind dabei zu beachten.  

 

Andernfalls wird diese Modul- bzw. Modulteilprüfung 

mit der Note ungenügend (6,0) bewertet und die Mo-

dulteilprüfung geht mit dieser Note in die Berechnung 

der Modulabschlussnote ein.  

 

§ 10 Prüfungstermine 

 

(1) Modulprüfungen werden studienbegleitend abgelegt. 

Eine Modulprüfung mit allen ihr zugeordneten Teilprü-

fungen wird in dem Semester angeboten, in dem das 

Modul stattfindet. Wird das Modul in dem darauffol-

genden Semester nicht erneut angeboten, wird im re-

gulären Prüfungszeitraum gemäß Absatz 3 eine Wie-

derholungsprüfung angeboten. Die Meldung zu dieser 

Wiederholungsprüfung kann unabhängig davon erfol-

gen, ob die Kandidatin oder der Kandidat an der regu-

lären Modulprüfung teilgenommen hat oder nicht. 

Wird das Modul in dem darauffolgenden Semester 

erneut angeboten, so gilt die dann stattfindende regu-

läre Modulprüfung als Wiederholungsprüfung.  

 

(2) Wird ein Modul oder ein Submodul als Praktikum oder 

Seminar abgehalten, finden Wiederholungsprüfungen 

nur in dem Semester statt, in welchem das Praktikum 

bzw. das Seminar auch angeboten wird. 

 

(3) Die letzten drei Wochen der Vorlesungszeit eines 

Semesters gelten als Prüfungszeitraum des Semes-

ters. Insbesondere die Modulabschlussprüfungen sol-

len in diesem Zeitraum stattfinden.  

 
 

(4) Weist der bzw. die Studierende nach, dass die Wie-

derholungsprüfung die letzte Prüfung vor Abschluss 

des Studiums ist, so ist ihr/ihm auf ihr/sein Verlangen 

hin Gelegenheit zu geben, innerhalb von acht Wo-

chen die Wiederholungsprüfung zu absolvieren.  

 

§ 11 Prüfungsausschuss 

 

(1) Der Senat bildet einen gemeinsamen Prüfungsaus-

schuss für alle 

Master- und Bachelorstudiengänge. Der Prüfungs-

ausschuss ist zuständig für  

a. die Organisation der Prüfungen und die Überwachung 

ihrer Durchführung, 

b. die Einhaltung dieser Prüfungsordnung und für die 

Beachtung der für die Durchführung der Prüfungen 

beschlossenen Verfahrensregelungen, 

c. Entscheidungen über Widersprüche gegen in Prü-

fungsverfahren getroffene Entscheidungen, 

d. die Abfassung eines jährlichen Berichts an den Senat 

über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzei-

ten, 

e. die weiteren durch diese Ordnung dem Prüfungsaus-

schuss ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben. 

 

(2) Darüber hinaus gibt der Prüfungsausschuss Anregun-

gen zur Reform der Prüfungsordnung und legt die 

Verteilung der Noten offen. Der Prüfungsausschuss 

kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfäl-

le an den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für 

Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht 

an den Senat. Die bzw. der Vorsitzende berichtet dem 

Prüfungsausschuss über die von ihm allein getroffe-

nen Entscheidungen. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus einer/einem 

Vorsitzenden, einer/einem stellvertretenden Vorsit-

zenden und neun weiteren Mitgliedern. Die bzw. der 

Vorsitzende, die bzw. der stellvertretende Vorsitzende 

und fünf weiterer Mitglieder werden aus der Gruppe 

der Hochschullehrer, zwei Mitglieder werden aus der 

Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei 

Mitglieder werden aus der Gruppe der Studierenden 

nach Gruppen getrennt vom Senat gewählt. Entspre-

chend werden für die Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden 

und der oder des stellvertretenden Vorsitzenden Ver-

treterinnen und Vertreter gewählt. Die Amtszeit der 

Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen 

und Hochschullehrer und der der wissenschaftlichen 

MitarbeiterInnen beträgt vier Jahre, die Amtszeit der 

Studierenden zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

In dem Prüfungsausschuss sollen die Departments 

gleich stark vertreten sein. 
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(4) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des 

Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungs-

prozessrechts. 

 

(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 

neben der oder dem Vorsitzenden oder der oder dem 

stellvertretenden Vorsitzenden und einer weiteren 

Hochschullehrerin oder einem weiteren Hochschulleh-

rer mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglie-

der anwesend sind. Der Prüfungsausschuss be-

schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. 

Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschus-

ses wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Ent-

scheidungen, insbesondere bei der Beurteilung, Aner-

kennung oder Anrechnung von Studien- und Prü-

fungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufga-

ben und der Bestellung von Prüfenden und Beisitzen-

den, nicht mit; diese Einschränkung berührt nicht das 

Recht auf Mitberatung. 

 
An den Sitzungen des Prüfungsausschusses nimmt 

ein Mitglied des Campus Office mit beratender Funk-

tion teil. 

 

(6) Der Prüfungsausschuss wird von der oder dem Vor-

sitzenden einberufen. Die Einberufung muss erfolgen, 

wenn mindestens vier Mitglieder dieses verlangen.   

 

(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht 

öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, 

ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter, die Prüfen-

den und die Beisitzenden unterliegen der Amtsver-

schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst 

stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor-

sitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwie-

genheit zu verpflichten. 

 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das 

Recht, der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. 

 

§ 12 Prüfende und Beisitzende 

 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und 

die Beisitzenden. Er kann die Bestellung der oder 

dem Vorsitzenden übertragen. Sofern nicht zwingen-

de Gründe eine Abweichung erfordern, können Hoch-

schullehrerinnen und –lehrer sowie Lehrbeauftragte 

mit Prüfungsberechtigung zu Prüfenden bestellt wer-

den. Bei der Bestellung zur Prüfenden bzw. zum Prü-

fenden sollen Gegenstand und Umfang der Lehrtätig-

keit berücksichtigt werden. Zur Beisitzenden bzw. zum 

Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer diesen o-

der einen verwandten Studiengang an einer Hoch-

schule erfolgreich abgeschlossen hat oder über einen 

vergleichbaren Abschluss verfügt. 

 

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unab-

hängig. 

 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

sorgt dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandidaten 

die Namen der Prüfenden rechtzeitig, in der Regel 

vier, mindestens aber zwei Wochen vor dem Termin 

der jeweiligen Prüfung, bekannt gegeben werden. Die 

Bekanntmachung erfolgt über das elektronische 

Campus Management System der Hochschule 

und/oder durch Aushang.  

 

§ 13 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fach-

semester 

 

(1) Studienzeiten und Prüfungsleistungen, die in dem 

gleichen Studiengang an anderen Hochschulen in 

Deutschland erbracht wurden, werden von Amts we-

gen ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 

Submodule im Sinne des § 3 Absatz 2 können unbe-

schadet § 8 Absatz 1 und § 9 Absatz 3 im Rahmen 

einer Modulprüfung angerechnet werden.  

 

(2) Studienzeiten und Prüfungsleistungen, die in anderen 

Studiengängen oder im Ausland erbracht wurden, 

werden auf Antrag angerechnet, sofern die Gleichwer-

tigkeit nachgewiesen wird. Gleichwertigkeit ist festzu-

stellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und 

Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den An-

forderungen denjenigen des entsprechenden Studi-

ums an der aufnehmenden Hochschule im Wesentli-

chen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver-

gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge-

samtbewertung vorzunehmen. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. Für die Gleichwertigkeit von Studien-

zeiten und Prüfungsleistungen an ausländischen 

Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz 

und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui-

valenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen 

von Hochschulpartnerschaften zu beachten. Im Übri-

gen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die 

Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört 

werden. 
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(3) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten werden auf 

Antrag angerechnet, sofern die Gleichwertigkeit nach-

gewiesen wird. 

 

(4) Auf das Studium können auf Antrag auch gleichwerti-

ge Prüfungsleistungen angerechnet werden, die an 

staatlichen oder an staatlich anerkannten Berufsaka-

demien erbracht wurden. Die Anrechnung erfolgt 

durch den Prüfungsausschuss. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. 

 
(5) Studienzeiten und Prüfungsleistungen werden im 

Sinne der Lissabonner Anrechungskonvention auch 

dann angerechnet, wenn zwischen den an einer ande-

ren Hochschule erbrachten Leistungen nichtwesentli-

che Unterschiede zu an dieser Hochschule zu erbrin-

genden Leistungen bestehen. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. 

 

(6) Zuständig für die Anrechnungen nach den Absätzen 1 

bis 5 ist der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen 

über die Gleichwertigkeit bzw. der Nichtwesentlichkeit 

der Unterschiede sind zuständige Fachvertreterinnen 

oder Fachvertreter zu hören. Die Entscheidung ist in-

nerhalb von sechs Wochen nach Vorliegen der erfor-

derlichen Unterlagen im Sinne von Absatz 8 Satz 2 zu 

treffen und bekannt zu geben. 

 

(7) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die 

Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind – 

gegebenenfalls nach Umrechnung zu übernehmen 

und in die Berechnung der Gesamtnote einzubezie-

hen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der 

Vermerk "bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung 

wird im Zeugnis gekennzeichnet. 

 

(8) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 

5 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung; eine 

Prüfungsleistung kann nur einmal angerechnet wer-

den. Die Studierenden haben die für die Anrechnung 

erforderlichen Unterlagen vorzulegen (insbesondere 

über Veranstaltungsinhalte und Prüfungsbedingungen 

sowie über die Zahl der Prüfungsversuche und die 

Prüfungsergebnisse). 

 
§ 14 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsver-

stoß 

 

(1) Abgesehen vom Rücktrittsfall gemäß § 9 Absatz 4 gilt 

eine Prüfungsleistung als mit "ungenügend" (6,0) be-

wertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu ei-

nem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht er-

scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü-

fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 

Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung 

nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit 

erbracht wird.  

 

(2) Die für das Versäumnis oder den Rücktritt innerhalb 

der Woche vor dem jeweiligen Prüfungstermin oder 

nach Prüfungsbeginn geltend gemachten Gründe 

müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich, spä-

testens aber fünf Werktage nach dem jeweiligen Prü-

fungstermin schriftlich angezeigt und glaubhaft ge-

macht werden. Bei Krankheit der Kandidatin oder des 

Kandidaten ist ein ärztliches Attest spätestens vom 

Tag der Prüfung vorzulegen, das die Angaben enthält, 

die der Prüfungsausschuss für die Feststellung der 

Prüfungsunfähigkeit benötigt. In begründeten Fällen 

kann ein Attest eines Amtsarztes verlangt werden. Er-

kennt der Prüfungsausschuss die Gründe nicht an, 

wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schrift-

lich mitgeteilt.  

 

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Er-

gebnis ihrer oder seiner Prüfungsleistung durch Täu-

schungshandlungen, z. B. das Mitführen nicht zuge-

lassener Hilfsmittel, zu beeinflussen oder verhält sie 

oder er sich ordnungswidrig, gilt die betreffende Prü-

fungsleistung als mit "ungenügend" (6,0) bewertet. 

Die Feststellung der Täuschung wird von der oder 

dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden ge-

troffen und aktenkundig gemacht. Eine Kandidatin o-

der ein Kandidat, die bzw. der den ordnungsgemäßen 

Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder dem je-

weiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden in der Re-

gel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prü-

fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall 

gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "ungenü-

gend" (6,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss 

sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden 

Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin 

oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prü-

fungsleistungen ausschließen. 

 

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 

14 Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Ab-

satz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Be-

lastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses 

sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüg-

lich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Ent-
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scheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten 

Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

 

§ 15 Schutzvorschriften  

 

(1) Auf Antrag einer Kandidatin sind die Mutterschutzfris-

ten, wie sie im jeweils gültigen Gesetz zum Schutze 

der erwerbstätigen Mutter (MSchG) festgelegt sind, 

entsprechend zu berücksichtigen. Dem Antrag sind 

die erforderlichen Nachweise beizufügen. Die Mutter-

schutzfristen unterbrechen jede Frist nach dieser 

Rahmenprüfungsordnung; die Dauer des Mutter-

schutzes wird nicht in die Frist eingerechnet. 

 

(2) Gleichfalls sind die Fristen der Elternzeit nach Maß-

gabe des jeweils gültigen Gesetzes über die Gewäh-

rung von Erziehungsgeld und Elternzeit (BErzGG) auf 

Antrag zu berücksichtigen. Die Kandidatin oder der 

Kandidat muss bis spätestens vier Wochen vor dem 

Zeitpunkt, von dem ab sie oder er die Elternzeit antre-

ten will, dem Prüfungsausschuss unter Beifügung der 

erforderlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für wel-

chen Zeitraum oder für welche Zeiträume sie oder er 

eine Elternzeit in Anspruch nehmen will. Der jeweilige 

Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die gesetzlichen 

Voraussetzungen vorliegen, die bei einer Arbeitneh-

merin oder einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf 

Elternzeit nach dem BErzGG auslösen würden und 

teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu fest-

gesetzten Prüfungsfristen der Kandidatin oder dem 

Kandidaten unverzüglich mit. Die Bearbeitungsfrist 

der Masterarbeit gemäß § 18 Absatz 6 kann nicht 

durch die Elternzeit unterbrochen werden. Die gestell-

te Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der El-

ternzeit erhält die Kandidatin oder der Kandidat auf 

Antrag ein neues Thema. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss regelt den Nachteilsausgleich 

für behinderte Studierende und er berücksichtigt Aus-

fallzeiten durch die Pflege von Personen im Sinne von 

§ 48 Absatz 5 Satz 5 HG.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 16 Bewertung von Prüfungsleistungen und Bildung 

der Noten  

 

 
 

 

 

Bei der Bildung der Noten wird jeweils nur die erste 

Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle 

weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

Bei einer Prüfung nach dem Antwort-Wahl-Verfahren 

sind im Rahmen der Feststellung des Ergebnisses die 

folgenden Angaben zu machen: Bestehensgrenzen, 

erreichte Punktzahl, Prozentsatz der über die Beste-

hensgrenze hinausgehenden Punktzahl bzw. 

Vomhundertsatz der von der Bestehensgrenze er-

reichten Punktzahl. 

 

(1) Die im Rahmen von Submodulen oder Lehrveranstal-

tungen abgeleisteten praktischen Übungen (Labor, 

Erlernen technischer Fähigkeiten etc.) können entge-

gen Absatz 1 und 2 auch mit der Bewertung bestan-

den bzw. nicht bestanden benotet werden. Voraus-

setzung für die Möglichkeit dieser Bewertung ist die 

Zugehörigkeit zu einem Modul, welches weitere, nach 

Absatz 1 und 2 zu benotende Prüfungsteile enthält. 

Wird eine praktische Übung nicht nach Absatz 1 und 

2 bewertet, wird die Prüfungsleistung nicht bei der 

Ermittlung der Gesamtnote berücksichtigt. Das Be-

stehen der praktischen Übung ist jedoch Vorausset-

zung für das Bestehen des Moduls. 

 

(2) Nach Abschluss eines Moduls ist dessen Gesamtnote 

zu ermitteln. Die Gesamtnote für eine Modulprüfung 
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ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der Prüfungs-

ergebnisse der einzelnen Modulteilprüfungen bzw. 

aus dem gewichteten Mittel der Submodulnoten in 

dem jeweiligen Modul. Absatz 2 gilt entsprechend.  

 

(3) Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich aus 

dem gewichteten Mittel der Noten der Modulprüfun-

gen der erfolgreich abgeschlossenen Module und der 

Masterarbeit. Die Gewichtung erfolgt durch die den 

Modulen und der Masterarbeit zugeordneten Leis-

tungspunkte. Absatz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 17 Zulassung zur Masterprüfung  

 

(1) Zur Masterprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

an der Hochschule Hamm-Lippstadt für den entspre-

chenden Masterstudiengang eingeschrieben oder 

gemäß  

§ 52 Absatz 2 HG als Zweithörer zugelassen ist und 

wer die Voraussetzungen zur Zulassung gemäß der 

einschlägigen Fachprüfungsordnung erfüllt. 

Die Zulassung zur Prüfung entfällt mit sofortiger Wir-

kung, wenn der oder die Studierende gemäß § 6 Abs. 

3 c) der Einschreibungsordnung exmatrikuliert wird. 

Bereits erbrachte, jedoch noch nicht korrigierte Prü-

fungsleistungen werden nicht mehr bewertet. Die An-

meldung zur Prüfung gilt trotzdem als vorgenommen. 

 

(2) Mit der Einschreibung zum Studiengang erfolgt die 

Zulassung zur Masterprüfung und damit zu den Mo-

dulprüfungen.  

 

(3) Bei der Einschreibung ist eine Erklärung darüber 

beizufügen, ob die Kandidatin oder der Kandidat be-

reits Prüfungen in dem entsprechenden Masterstudi-

engang oder einem anderen Studiengang nicht oder 

endgültig nicht bestanden hat.  

 

(4) Über die Zulassung entscheidet der die Vorausset-

zungen der Absätze 1, 2 und 5 kontrollierende Prü-

fungsausschuss oder gemäß § 12 dessen Vorsitzen-

de oder Vorsitzender.  

 

(5) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a. die Kandidatin oder der Kandidat eine in dem je-

weiligen Studiengang der Hochschule Hamm-

Lippstadt angebotene Prüfung endgültig nicht be-

standen hat,  

b. die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung in 

dem entsprechenden Masterstudiengang oder in 

einem verwandten Masterstudiengang an einer 

Hochschule in Deutschland endgültig nicht be-

standen hat, 

c. die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an 

einer anderen Hochschule in einer vergleichbaren 

Prüfung in demselben oder einem verwandten 

Studiengang befindet oder 

d. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht 

erfüllt sind oder die Unterlagen unvollständig sind.  

 

§ 18 Masterarbeit 

 

(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsleistung, die zeigen 

soll, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der La-

ge ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist auch kom-

plexere, mitunter sich über unterschiedliche Zusam-

menhänge erstreckende Problemstellungen ihres oder 

seines Faches oder ihres oder seines Studiengangs 

selbständig, umfassend und kritisch nach wissen-

schaftlichen Methoden zu bearbeiten. Durch die Mas-

terarbeit dokumentiert die Kandidatin oder der Kandi-

dat zudem sein Verständnis gegenüber den allgemein 

gültigen und neuesten Terminologien, Sachverhalten 

und Besonderheiten seines Fachgebietes. Ebenso 

demonstriert sie oder er hierdurch ihre oder seine be-

sondere Befähigung zur Entwicklung eigener Ideen in 

Bezug auf ihr oder sein Fachgebiet genauso wie zur 

Bearbeitung auch fachübergreifender Problemstellun-

gen, zur Übertragung vorhandenen Wissens auf neue 

Sachverhalte sowie Weiterentwicklung seines Wis-

senstandes. Die Masterarbeit kann in deutscher oder 

englischer Sprache verfasst werden. Die Masterarbeit 

kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen 

werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende 

Beitrag der bzw. des Einzelnen aufgrund der Angabe 

von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderer objektiver 

Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermögli-

chen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und 

die Anforderungen nach Satz 1 erfüllt. 

 

(2) Die Masterarbeit besteht aus einem schriftlichen Teil 

und einem mündlichen Teil. 

 

(3) Masterarbeiten können von an dem Studiengang 

beteiligten Prüfenden gemäß § 12 Absatz 1 ausgege-

ben, betreut und bewertet werden. Soll die schriftliche 

Masterarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hoch-

schule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zu-

stimmung der Betreuerin oder des Betreuers der Ar-

beit. Die Ausgabe des Themas erfolgt über die Vorsit-

zende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschus-

ses. Die bzw. der mit der Betreuung beauftragte Prü-
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fende macht eine diesbezügliche Vorgabe. Der Kan-

didatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu ge-

ben, für das Thema der Masterarbeit Vorschläge, die 

keinen Anspruch begründen, zu unterbreiten. 

 

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prü-

fungsausschusses dafür, dass eine Kandidatin oder 

ein Kandidat rechtzeitig ein Thema für die Masterar-

beit erhält. 

 

(5) Der Zeitpunkt der Ausgabe des Themas ist beim 

Campus Office aktenkundig zu machen. 

 

(6) Um die Masterarbeit modulbegleitend anfertigen zu 

können, beträgt der Bearbeitungszeitraum in allen 

Masterstudiengängen sechs Monate. Thema und Auf-

gabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die 

Masterarbeit innerhalb der vorgesehenen Frist ab-

geschlossen werden kann. Das Thema kann nur ein-

mal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen der 

Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Die Bear-

beitungszeit beginnt dann mit der Vergabe des neuen 

Themas erneut. Ausnahmsweise kann der Prüfungs-

ausschuss im Einzelfall auf begründeten Antrag die 

Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängern, 

wenn die oder der nach Absatz 3 zuständige Betreu-

ende dieses befürwortet. 

 

(7) Der mündliche Teil der Masterarbeit ist im Modul-

handbuch geregelt. Das Modulhandbuch gibt insbe-

sondere Auskunft über die konkrete Gestaltung des 

mündlichen Teils der Masterarbeit. Der mündliche Teil 

soll innerhalb von vier Wochen nach Ablauf der 

sechsmonatigen Bearbeitungszeit abgeschlossen 

sein.  

 

(8) Bei der Abgabe der schriftlichen Arbeit hat die Kandi-

datin oder der Kandidat schriftlich zu versichern, dass 

sie ihre oder er seine Arbeit - bei einer Gruppenarbeit 

ihren oder seinen entsprechend gekennzeichneten 

Anteil der Arbeit - selbständig verfasst und keine an-

deren als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 

benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. Auf § 63 

Absatz 5 HG (Täuschungsversuch) wird hingewiesen.  

 

(9) Die schriftliche Arbeit darf nicht, auch nicht auszugs-

weise, für eine andere Prüfung in demselben oder in 

einem anderen Studiengang angefertigt worden sein. 

 

§ 19 Annahme, Bewertung und Wiederholung der Mas-

terarbeit 

(1) Die schriftliche Arbeit ist in dreifacher Ausfertigung 

beim Campus Office in gebundener Form abzuliefern. 

Der Abgabezeitpunkt ist dort aktenkundig zu machen. 

Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeit-

punkt der Einlieferung bei der Post (Poststempel) 

maßgebend. Wird die Masterarbeit nicht fristgemäß 

abgeliefert, gilt sie gemäß § 16 Absatz 1 Satz 2 als 

mit ungenügend (6,0) bewertet. 

 

(2) Die schriftliche Arbeit ist von der Betreuerin oder dem 

Betreuer der Arbeit zu begutachten und zu bewerten.  

 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für den mündlichen Teil.  

 

(4) Beide Teile der Masterarbeit müssen separat bestan-

den werden. Bei Nichtbestehen des mündlichen Teils 

kann dieser einmal wiederholt werden. Die Gesamtno-

te der Masterarbeit ergibt sich aus dem gewichteten 

Mittel des schriftlichen und des mündlichen Teils. Da-

bei hat der schriftliche Teil ein Gewicht von 8 und der 

mündliche Teil ein Gewicht von 2. Die Gesamtnote 

der Masterarbeit ist der Kandidatin / dem Kandidaten 

nach Abschluss beider Teile (des schriftlichen und 

des mündlichen) und spätestens acht Wochen nach 

Abschluss des letzten Teils der Arbeit mitzuteilen.  

 

(5) Ist ein Teil der Masterarbeit nicht bestanden und 

besteht, im Falle des mündlichen Teils, keine weitere 

Wiederholungsmöglichkeit, so ist die Masterarbeit 

nicht bestanden. Eine nicht bestandene Masterarbeit 

kann höchstens einmal wiederholt werden. Die Mas-

terarbeit kann dann nur als Gesamtleistung (schriftli-

cher und mündlicher Teil) wiederholt werden. Für die 

Wiederholung kann die Kandidatin oder der Kandidat 

einen anderen Prüfer vorschlagen. Bei der Wiederho-

lung der Masterarbeit ist eine Rückgabe des Themas 

der Masterarbeit in der in § 18 Absatz 6 genannten 

Frist jedoch nur zulässig, wenn von der Rückgabe-

möglichkeit beim ersten Versuch kein Gebrauch ge-

macht wurde. Ist ein Teil der Masterarbeit aufgrund 

von Täuschung (z. B. Vorlage eines Plagiats) nicht 

bestanden, so besteht keine Wiederholungsmöglich-

keit und die Masterarbeit ist endgültig nicht bestan-

den.  

 

§ 20 Zusatzmodule 

 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich zusätzlich 

zu den gemäß Studienplan zu absolvierenden Modu-

len in Zusatzmodulen Prüfungen unterziehen. Zu-

satzmodul kann insbesondere jedes nicht gewählte 
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Modul des Studiengangs sein. Für die Prüfungen im 

Zusatzmodul gelten die entsprechenden Bestimmun-

gen dieser Prüfungsordnung. 

 

(2) Die Note vom Zusatzmodul wird auf Antrag der Kan-

didatin oder des Kandidaten in das Zeugnis aufge-

nommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote 

nicht berücksichtigt. 

 

§ 21 Abschluss der Masterprüfung 

 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, sobald die Kandida-

tin oder der Kandidat die in der jeweiligen Fachprü-

fungsordnung festgelegte Gesamtzahl an Leistungs-

punkten durch Modulprüfungen im Rahmen des gel-

tenden Studienverlaufsplanes und durch die Master-

arbeit erreicht hat. 

 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, 

wenn  

 

a. eine Modulprüfung schlechter als ausreichend 

(4,0) bewertet worden ist und nicht mehr wieder-

holt werden kann, 

b. die Masterarbeit zum zweiten Mal mit einer Note 

schlechter als ausreichend (4,0) bewertet wurde 

oder als bewertet gilt.  

 

(3) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden, erteilt 

die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen 

schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.  

 

(4) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden, 

erhalten Studierende auf Antrag eine Bestätigung 

über die insgesamt erbrachten Prüfungsleistungen. 

 

§ 22 Masterzeugnis und Diploma Supplement  

 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Masterprü-

fung bestanden, erhält sie oder er über das Ergebnis 

ein Zeugnis. Das Zeugnis enthält eine Aufzählung der 

Module, aus denen Leistungspunkte erworben wur-

den. Weiterhin enthält das Zeugnis die entsprechen-

den Modulnoten und die Gesamtnote der Masterprü-

fung. In das Zeugnis werden außerdem die Regelstu-

dienzeit und das Thema der Masterarbeit mit deren 

Note aufgenommen. Auf Antrag der Kandidatin oder 

des Kandidaten werden in das Zeugnis entsprechende 

Angaben über etwaige Zusatzmodule und die bis zum 

Abschluss der Masterprüfung benötigte Fach-

studiendauer aufgenommen.  

 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die 

letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. Das 

Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden des Prü-

fungsausschusses unterzeichnet. Als Anlage zum 

Zeugnis wird ein Diploma Supplement ausgestellt. Das 

Diploma Supplement beschreibt den absolvierten Stu-

diengang und die Stellung der Hochschule Hamm-

Lippstadt in der deutschen Hochschullandschaft.  

 

§ 23 Masterurkunde 

 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder 

dem Kandidaten die Masterurkunde mit dem Datum 

des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird die Verlei-

hung des Mastergrades beurkundet. 

 

(2) Die Masterurkunde wird von dem Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem 

Landeswappen und dem kleinen Dienstsiegel der 

Hochschule Hamm-Lippstadt versehen. 

 

§ 24 Studienorganisation 

 

Die Hochschule Hamm-Lippstadt verpflichtet sich, einen 

reibungslosen Studienverlauf zu ermöglichen, so dass das 

Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden 

kann. Dazu stellt die Hochschule eine angemessene Unter-

stützung ihrer Studierenden bei der Organisation ihres 

Studiums sicher. Dies kann insbesondere durch eine studi-

engangsspezifische Studienberatung geschehen.  

 

§ 25 Familienfreundliche Hochschule  

 

Die Hochschule Hamm-Lippstadt verpflichtet sich, im Rah-

men ihrer Möglichkeiten Eltern minderjähriger Kinder bei 

der Organisation ihres Studiums und ihrer Prüfungen be-

sonders zu unterstützen. Die Unterstützungspflicht ist auch 

gegeben bei Studierenden, die die alleinverantwortliche 

Pflege naher Angehöriger (Verwandte in gerader Linie) 

übernommen haben. Der Prüfungsausschuss kann, im 

Einvernehmen mit dem verantwortlichen Lehrenden, im 

Einzelfall Ausnahmen vom Verlauf eines Moduls und einer 

Modulprüfung genehmigen. Dies gilt insbesondere für 

Module und Prüfungen mit hohen Präsenzzeiten in der 

Hochschule. Das Alter des Kindes bzw. der Krankheitszu-

stand des Verwandten und die jeweilige Betreuungssituati-

on sind dabei zu berücksichtigen. Von der oder dem Studie-

renden sind entsprechende Nachweise vorzulegen.  
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§ 26 Ungültigkeit der Masterprüfung 

 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prü-

fung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der 

Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für dieje-

nigen Prüfungsleistungen, bei deren Ergebnis die 

Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entspre-

chend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise 

für nicht bestanden erklären. 

 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu 

einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin 

oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird 

diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das 

Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder 

der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht 

erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Be-

achtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen. 

 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen 

Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebe-

nenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung 

nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist 

von fünf Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeug-

nisses ausgeschlossen. 

 

(5) Ist die Masterprüfung insgesamt für nicht bestanden 

erklärt worden, so ist der Mastergrad abzuerkennen 

und die Masterurkunde einzuziehen. 

 

§ 27 Aberkennung des Mastergrades 

 

Der Mastergrad wird aberkannt, wenn sich nachträglich 

herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist 

oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung 

irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über die 

Aberkennung entscheidet der Senat.  

 

§ 28 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

 

Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird auf Antrag bis 

spätestens einen Monat nach Bekanntgabe der Ergebnisse 

der jeweiligen Prüfungen Einsicht in ihre oder seine schrift-

lichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten 

der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Die 

oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt 

Ort und Zeit der Einsichtnahme; er oder sie kann diese 

Aufgabe an die Prüfenden delegieren. 

 

§ 29 Inkrafttreten und Veröffentlichung 

 

Die Änderung der Rahmenprüfungsordnung für die Master-

studiengänge an der Hochschule Hamm-Lippstadt tritt am 

Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilun-

gen der Hochschule Hamm-Lippstadt in Kraft.  

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der 

Hochschule Hamm-Lippstadt vom 24.03.2014 

 

Hamm, den 10.04.2014 

 

gez. Prof. Dr. Klaus Zeppenfeld 

Präsident der Hochschule Hamm-Lippstadt 

 


